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Keine Mitbestimmung bei gewerk-

schaftlicher Mitgliederwerbung  

BAG, Beschluss vom 28.07.2020 - 1 

ABR 41/18 

 

Arbeitgeber dürfen Gewerkschaften 

das Verteilen von Informationsmate-

rial nicht verbieten. Es handelt sich 

dabei um grundrechtlich geschützte 

Aktivitäten, die damit der Regelungs-

macht der Arbeitgeber und der Be-

triebsräte entzogen ist.  

Deswegen steht Betriebsräte kein Mit-

bestimmungsrecht zu, um den Ge-

werkschaften bei Konflikten beisprin-

gen zu können.  

 

Verdi-Mitglieder errichteten in einer Klinik 

einen Informationsstand und verteilten 

Flugblätter, um auf eine Forderung nach 

einer gesetzlichen Personalbemessung 

für Krankenhäuser aufmerksam zu ma-

chen. Die Pflegedienstleitung untersagte 

daraufhin das Verteilen von Informations-

material.  

Der Betriebsrat der Klinik hat sich darauf 

berufen, dass ihm ein Mitbestimmungs-

recht gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 1 BetrVG 

zusteht, wenn gewerkschaftliche Aktivi-

täten verboten werden und der Arbeitge-

ber ohne Zustimmung des Betriebsrats 

kein Verbot dieser Aktionen verhängen 

dürfe.  

 

Die Entscheidung 

Das BAG hat hier die Verletzung der Mit-

bestimmungsrechte des Betriebsrats ab-

gelehnt. 

 

Es habe sich bei der Verdi-Aktion letztlich 

um Werbeaktionen für neue Mitglieder 

gehandelt. Derartige gewerkschaftliche 

Aktivitäten sind grundrechtlich geschützt 

und entziehen sich somit der Regelungs-

macht des Arbeitgebers. Damit besteht 

allerdings auch kein Raum für Mitbestim-

mungsrechte des Betriebsrats nach § 87 

Abs. 1 BetrVG. 

 

Die Betriebsparteien sind nämlich nicht 

befugt, die von Art. 9 Abs. 3 GG ge-
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schützte Koalitionsbetätigung auszuge-

stalten. Sofern der Arbeitgeber die ge-

werkschaftliche Aktivität untersagt, ob-

wohl er dazu keine Berechtigung hat, 

müssen die Arbeitsgerichte hierzu eine 

Einzelfallentscheidung treffen.  

 

Praxistipp 

Bei möglichen Mitbestimmungsrechten 

des Betriebsrats ist stets auch zu prüfen, 

ob Grundrechte von Arbeitnehmern/in-

nen betroffen sein könnten. In diese darf 

auch von Seiten des Betriebsrats nicht 

eingegriffen und z.B. eine Betriebsver-

einbarung abgeschlossen werden, die 

das betroffene Grundrecht verletzt. Ein 

weiteres wichtiges Grundrecht ist bei-

spielsweise die Unantastbarkeit der Men-

schenwürde in Art. 1 Abs. 1 GG.  

 

 

 

 

 

Halbierter Nachtarbeitszuschlag bei 

Schichtarbeit ist eine Ungleichbe-

handlung  

BAG, Urteil vom 09.12.2020 – 10 AZR 

334/20 

Die unterschiedliche Bezahlung von 

Zuschlägen für Nachtarbeit, die in 

Schichtsystemen geleistet wird und 

Nachtarbeit, die außerhalb von 

Schichtsystemen geleistet wird, ist 

eine Ungleichbehandlung nach Art. 3 

Abs. 1 GG.  

Enthält ein Tarifvertrag eine Regelung, 

bei der die Nachtarbeit im Schichtsystem 

nur mit einem halbierten Zuschlag ent-

lohnt wird, ist diese Regelung unwirksam 

und der volle Nachtzuschlag ist an den 

Arbeitnehmer zu zahlen. 

Der klagende Arbeitnehmer leistet 

Schichtarbeit in einer Brauerei des be-

klagten Arbeitgebers. Der Arbeitgeber 

unterliegt einem Tarifvertrag mit der Re-

gelung, dass die Arbeit in der Nacht-

schicht von 22:00 – 6:00 Uhr mit einem 

Zuschlag von 25 % zum Stundenlohn 

entlohnt wird. Dieser Tarifvertrag sieht 

gleichzeitig einen Zuschlag von 50 % 

zum Stundenlohn vor, wenn Arbeitneh-

mer Nachtarbeit von 22:00 – 6:00 Uhr au-

ßerhalb eines Schichtsystems leisten. 

Der Arbeitnehmer begehrt vom Gericht 

die Feststellung, dass der Arbeitgeber 

ihm einen Zuschlag von 50 % zum Stun-

denlohn für die geleistete Nachtarbeit zu 

zahlen hat. Der Arbeitgeber begründet 

den höheren Zuschlag für Nachtarbeit 

außerhalb des Schichtdienstes mit der 

besonderen Belastung unvorbereitet zur 
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Nachtarbeit herangezogen zu werden. 

Die Arbeitnehmer könnten für die ent-

sprechende Nacht nicht mehr über ihre 

Freizeit entscheiden. 

 

Die Entscheidung 

Das BAG hat eine Ungleichbehandlung 

durch die Regelung des Tarifvertrags be-

jaht und dem Begehren des Arbeitneh-

mers auf den vollen Nachtarbeitszu-

schlag stattgegeben. 

Nachtarbeitnehmer und Nachtschichtar-

beitnehmer sind miteinander vergleich-

bar. Es liegen keine sachlichen Gründe 

vor, die eine schlechtere Behandlung von 

Arbeitnehmern im Schichtdienst rechtfer-

tigen. Laut des Tarifvertrags ist bei der 

Durchführung von Nachtarbeit außerhalb 

des Schichtdienstes auf die privaten und 

kulturellen Wünsche der Arbeitnehmer 

Rücksicht zu nehmen. Der Nachtarbeits-

zuschlag hat daher nicht den Zweck, die 

Arbeitnehmer vor Eingriffen in ihre Frei-

zeit zu schützen, wie es der Arbeitgeber 

angeführt hat. 

 

Praxistipp 

Es ist schnelles Handeln erforderlich, 

wenn Arbeitnehmer im Nachtschicht-

dienst einem Tarifvertrag mit einer sol-

chen Regelung unterfallen. Viele Tarif-

verträge haben sogenannte Ausschluss-

klauseln, nach denen sämtliche Ansprü-

che aus dem Arbeitsverhältnis bereits 

nach drei Monaten verfallen können. 

Durch die Entscheidung wird außerdem 

wieder deutlich, dass der sich Gleich-

heitsgrundsatz nach Art. 3 GG auch un-

mittelbar auf Arbeitsverhältnisse und Ar-

beitsbedingungen auswirkt. 
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